
Rundfunkstaatsvertrag (RStV) §§ 3, 4  
in der Fassung des Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (gültig ab 1. April 2000)  
§ 3: Unzulässige Sendungen, Jugendschutz  
(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie  

1. gegen Bestimmungen des Strafgesetzbuches verstoßen, 
2. den Krieg verherrlichen, 
3. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich schwer zu gefährden, 
4. Menschen, die sterben oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden ausgesetzt sind 
oder waren, in einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstellen und ein tatsächliches 
Geschehen wiedergeben, ohne dass ein überwiegendes berechtigtes Interesse gerade an dieser 
Form der Berichterstattung vorliegt; eine Einwilligung ist unbeachtlich; 
5. in sonstiger Weise die Menschenwürde verletzen.  

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht verbreitet werden, es sei denn, der Veranstalter trifft 
aufgrund der Sendezeit oder auf andere Weise Vorsorge, dass Kinder oder Jugendliche der 
betroffenen Altersstufen die Sendungen üblicherweise nicht wahrnehmen; der Veranstalter darf dies 
bei Sendungen zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr annehmen. Bei Filmen, die nach dem Gesetz zum 
Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit unter 12 Jahren nicht freigegeben sind, ist bei der Wahl der 
Sendezeit dem Wohl jüngerer Kinder Rechnung zu tragen. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit für Jugendliche unter 16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur 
zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr und Filme, die für Jugendliche unter 18 Jahren nicht freigegeben 
sind, nur zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet werden.  
(3) Sendungen, die ganz oder im Wesentlichen mit Schriften inhaltsgleich sind, die in der Liste nach § 
1 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften und Medieninhalte aufgenommen 
sind, sind unzulässig. Auf Antrag des Intendanten können die jeweils zuständigen Organe der in der 
ARD zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten und des ZDF sowie auf Antrag des Veranstalters 
die zuständige Landesmedienanstalt eine Ausstrahlung abweichend von Satz 1 zwischen 23.00 und 
06.00 Uhr gestatten, wenn die mögliche sittliche Gefährdung von Kindern oder Jugendlichen unter 
Berücksichtigung aller Umstände nicht als schwer angesehen werden kann. Im Falle der Ablehnung 
einer Ausnahme von Satz 1 kann ein erneuter Ausnahmeantrag gestellt werden, wenn durch 
Bearbeitung solche Teile verändert worden sind, die die Indizierung offenkundig veranlasst haben.  
(4) Sendungen, die nach den vorstehenden Bestimmungen nur zwischen 22.00 und 06.00 Uhr 
verbreitet werden dürfen, müssen durch akustische Zeichen angekündigt oder durch optische Mittel 
während der gesamten Sendung kenntlich gemacht werden.  
(5) Die Landesmedienanstalten können für digital verbreitete Programme des privaten Fernsehens 
durch übereinstimmende Satzungen festlegen, unter welchen Voraussetzungen von den 
Sendezeitbeschränkungen der Absätze 2 und 3 ganz oder teilweise abgewichen werden kann, sofern 
der Veranstalter diese Sendungen nur mit einer allein für diese verwandten Technik verschlüsselt oder 
vorsperrt. Der Veranstalter hat sicher zu stellen, dass die Freischaltung durch den Nutzer nur für die 
Dauer der jeweiligen Sendung oder des jeweiligen Films möglich ist. Die Landesmedienanstalten 
bestimmen in den Satzungen nach Satz 1, welche Anforderungen an die Verschlüsselung und 
Vorsperrung von Sendungen zur Gewährleistung eines effektiven Jugendschutzes zu stellen sind.  
(6) Für Sendungen, die nach den Absätzen 2, 3 oder 5 Sendezeitbeschränkungen unterliegen, dürfen 
Programmankündigungen mit Bewegtbildern nur zu diesen Zeiten ausgestrahlt werden.  
(7) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF sowie die 
Landesmedienanstalten können jeweils in Richtlinien oder für den Einzelfall Ausnahmen von den 
Zeitgrenzen nach Absatz 2 Satz 3 gestatten und von der Bewertung nach Absatz 2 Satz 3 abweichen; 
dies gilt im Falle von Absatz 2 Satz 3 vor allem für Filme, deren Bewertung länger als 15 Jahre zurück 
liegt. Für sonstige Sendeformate können sie im Einzelfall zeitliche Beschränkungen vorsehen, wenn 
deren Ausstattung nach Thema, Themenbehandlung, Gestaltung oder Präsentation in einer 
Gesamtbewertung einem Verstoß nach Absatz 2 Satz 1 1. Halbsatz gleich kommt. Sie können in 
Richtlinien oder für den Einzelfall auch für Filme, auf die das Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit keine Anwendung findet oder die nach diesem Gesetz für Jugendliche unter 16 Jahren 
freigegeben sind, zeitliche Beschränkungen vorsehen, um den Besonderheiten der Ausstrahlung von 
Filmen im Fernsehen, vor allem bei Fernsehserien, gerecht zu werden.  
(8) Gutachten freiwilliger Selbstkontrolleinrichtungen zu Programmfragen, insbesondere zu Fragen 
des Jugendschutzes, sind von den Landesmedienanstalten bei ihren Entscheidungen einzubeziehen.  
(9) Die Landesmedienanstalten veröffentlichen erstmals zum 31. Dezember 2001 und danach alle 
zwei Jahre gemeinsam einen Bericht über die Durchführung der Absätze 1 bis 8, der insbesondere 
über die Entwicklung der veranstalterseitigen Verschlüsselung und Vorsperrung von Sendungen nach 
Absatz 5, der Praxis und Akzeptanz in den Haushalten und der Erforderlichkeit von 



Sendezeitbeschränkungen Auskunft gibt. Der Bericht soll auch eine vergleichende Analyse zu 
internationalen Entwicklungen enthalten.  
§ 4 Jugendschutzbeauftragte 
Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und alle Veranstalter 
bundesweit verbreiteter Fernsehprogramme berufen jeweils einen Beauftragten für den Jugendschutz. 
Der Beauftragte für den Jugendschutz muss die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche 
Fachkunde besitzen. Er ist bei Anwendung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Jugendschutzes 
weisungsfrei. Er hat die Aufgabe, den Intendanten oder die sonstigen Programmverantwortlichen in 
allen Fragen des Jugendschutzes zu beraten. Er ist insbesondere bei Fragen des Programmeinkaufs, 
der Programmherstellung, der Programmplanung und Programmgestaltung angemessen zu 
beteiligen. Die Beauftragten für den Jugendschutz treten in einen regelmäßigen gemeinsamen 
Erfahrungsaustausch ein.  
 


